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Wenn Schutzsuche
direkt ins Risiko führt

Arbeitslosigkeit belastet nicht nur diejeni-
gen, die ihren Arbeitsplatz bereits verloren
haben. Wenn in einem Land die Zahl der
Arbeitslosen hartnäckig hoch bleibt oder
sogar steigt, dann verbreiten sich Sorge

und Unsicherheit auch bei denen, die noch Arbeit haben. In sol-
chen Zeiten wird der Wunsch nach einer gewissen zeitlichen
Mindestsicherung des Beschäftigungsverhältnisses verständlich.
So ist es nicht verwunderlich, dass der Kündigungsschutz vie-
len Arbeitnehmern als wichtiges Element der sozialen Sicherheit
gilt. Entsprechend hartnäckig werden die Bestimmungen des
Kündigungsschutzes von den Gewerkschaften, aber auch von
den beiden Volksparteien, insbesondere von den Sozialdemo-
kraten, verteidigt.

Was den einzelnen Beschäftigten vermeintlich vor dem Ver-
lust seines Arbeitsplatzes schützt, schmälert zugleich die Chan-
cen auf mehr Arbeitsplätze. Je schwieriger es für ein Unterneh-
men ist, sich bei schlechter werdender Absatzlage von Arbeit-
nehmern zu trennen, umso zögerlicher wird dieses Unterneh-
men bei anziehender Konjunktur mit Neueinstellungen reagie-
ren. Der Schutz erweist sich als Beschäftigungshemmnis. Die
große Koalition will wenigstens etwas von diesem Hemmnis ab-
bauen. Doch dabei hat sie sich verheddert: Bei Neueinstellungen
dürfen Arbeitgeber die Probezeit zwar von sechs Monaten auf
zwei Jahre verlängern; dafür entfällt aber die Möglichkeit, Ar-
beitsverträge ohne Grund zu befristen.

Das wird niemandem helfen. Nicht den Arbeitgebern, die Fle-
xibilität brauchen. Und nicht den Arbeitnehmern, die nach si-
cheren Arbeitsplätzen suchen. Was tun? Am besten wäre es, die
Arbeitnehmer entscheiden zu lassen. Sie könnten sich den Kün-
digungsschutz durch eine Abfindungsregelung im Arbeitsver-
trag abkaufen lassen. Geld gegen Bleiberecht. Das wäre eine Lö-
sung des Problems über den Markt: in Eigenverantwortung und
in Wahlfreiheit.

Hans D. Barbier

Subventionen
Mitte März wurde im Bundes-
kabinett der „Bericht über die
Entwicklung der Finanzhilfen
des Bundes und der Steuer-
vergünstigungen für die Jahre
2003 bis 2006“ – kurz: der 20.
Subventionsbericht – verab-
schiedet. Besonders bemer-
kenswert: Finanzhilfen soll es
in Zukunft nur noch aus-
nahmsweise, zeitlich befristet
und mit jährlich sinkenden
Geldbeträgen geben; Steuer-
subventionen sollen abge-
schafft oder in Finanzhilfen
umgewandelt werden, damit
die staatliche Subventionie-
rung transparenter wird. 

Soweit die Absichten. Die
Umsetzung wird schwieriger
sein. In der Vergangenheit
wurden ähnliche Bekennt-
nisse aufgestellt und nicht er-
füllt. Einige Subventionen
wurden abgebaut: Die Eigen-
heimzulage läuft aus, kleinere
Steuervergünstigungen wur-
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den gestrichen. Aber durch
das „Gesetz zur steuerlichen
Förderung von Wachstum und
Beschäftigung“ der Bundesre-
gierung wurden auch neue
Staatshilfen geschaffen, zum
Beispiel Steuervergünstigun-
gen für Handwerkerleistungen
und ein Wärmedämmpro-
gramm zu Gunsten der Bau-
wirtschaft.
www.bundesfinanzministerium.de/

Finanzkontrolle
Durch eine Regelung im „Ge-
setz zur Förderung der Steu-
erehrlichkeit“ haben Finanz-
behörden seit 1. April 2005
das Recht, Angaben eines
Steuerpflichtigen mit „ange-
messenem Aufwand zielge-
richtet“ zu prüfen: Durch eine
Kontenabfrage kann nach
Konten und Depots geforscht
werden, die Steuerzahler in
ihrer Steuererklärung ver-
schwiegen haben.

Die Finanzbehörden haben
im Jahr 2005 regen Gebrauch
von diesem Recht gemacht:
Die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin) hat im vergangenen Jahr
62 410 Mal nach verheimlich-
ten Konten gesucht.

Noch ist das Verfahren zur
Kontenabfrage umständlich.
Schöpft ein Finanzbeamter
Verdacht, ein Steuerzahler
könnte neben bereits bekann-
ten weitere Bankverbindun-
gen haben, kann er eine Kon-
tenabfrage starten. Das Abfra-
geformular geht per Post an
das Bundeszentralamt für
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Für den gebührenfreien Kin-
dergartenbesuch werden zwei
Gründe angeführt: Zum einen
erhofft sich die Politik durch
die gebührenfreie Kinderbe-
treuung eine steigende Ge-
burtenrate. Zum anderen soll
die frühkindliche Bildung
verbessert werden.

Kostenlos heißt
nicht „umsonst“
Kostenlose Kindergartenplät-
ze: Das bedeutet nicht, dass
Kindergärten nichts kosten,
sondern dass die Eltern
nichts für die Kinderbetreu-
ung bezahlen sollen. Aber der
Staat hat kein eigenes Geld.
Er muss die zur Finanzierung
nötigen Mittel von seinen
Bürgern in Form von Steuern
oder sonstigen Abgaben erhe-
ben. Im Fall eines kostenlo-
sen Kindergartenbesuchs hie-
ße das: Jährlich müssten etwa
zwei bis drei Milliarden ¤

aufgebracht werden, wenn al-
len Eltern die Kindergarten-
gebühren erlassen werden
sollen.

Die Absichten der Bundes-
regierung sind nicht ohne
weiteres umzusetzen. Die
Kinderbetreuung wird von
Ländern und Gemeinden or-
ganisiert und finanziert. Den
Finanzministern der Länder
und den Stadtkämmerern
fehlt aber bereits jetzt das
Geld zur Erfüllung vieler ih-
rer Aufgaben. 

Auch bei den Kindergärten
macht sich diese Finanzknapp-
heit bemerkbar. In den Stadt-
staaten Berlin, Bremen und

Hamburg müssen die Eltern
mehr für die Kinderbetreuung
ausgeben: Die Kindergarten-
gebühren wurden angehoben,
weil Geld in den öffentlichen
Kassen fehlt. Die Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen
hat im laufenden Jahr ihre Zu-
schüsse für die Kindergärten
um 150 Millionen ¤ gekürzt.
Ähnliches ist in anderen
Bundesländern längst gesche-
hen, und in den kommenden
Jahren werden weitere Ein-
sparungen nötig sein. 

Solche Kürzungen sind
durchaus verständlich, weil
der Staat für den Bereich
„Kinder und Familien“ viel
aufwendet. Es gibt Kinder-
geld, Erziehungsgeld, Baukin-
dergeld, Erziehungszeiten,
die bei der Rente berücksich-
tigt werden, und anderes
mehr. Laut Bundesfinanzmi-
nisterium geben Bund, Län-
der und Gemeinden derzeit

rund 100 Milliarden ¤ für die
Familienpolitik aus. 85 Milli-
arden ¤ davon lassen sich di-
rekt der „Kinderförderung“
zurechnen. Am Institut für
Weltwirtschaft in Kiel wurde
ausgerechnet, dass der Staat
mit all seinen familienpoliti-
schen Leistungen den Fami-
lien inzwischen rund ein
Viertel der Kosten für die Kin-
dererziehung abnimmt.

Steigende Hilfen, 
sinkende Geburtenrate
Seit 1992 sind die familienpo-
litischen Leistungen des Staa-
tes um 40 Milliarden ¤ ge-
stiegen. In diesem Zeitraum
ist die Zahl der „Eltern-Kind-
Gemeinschaften“ – so heißen
Familien, Lebensgemein-
schaften sowie Alleinerzie-
hende mit Kind oder Kindern
in der Fachsprache der Statis-
tiker – um rund 600 000 auf
12,5 Millionen gesunken. 
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Kindergartenbesuch zum Nulltarif?
Die Bundesregierung möchte einen gebührenfreien Kindergartenbesuch ermöglichen. Im Ko-
alitionsvertrag haben CDU, CSU und SPD vereinbart, gemeinsam mit den Bundesländern nach
Wegen zu suchen, zumindest das letzte Kindergartenjahr bundesweit kostenlos anzubieten.

Steuern. Das wiederum leitet
die Anfrage elektronisch an
die BaFin weiter. Diese fahn-
det dann in den Rechenzen-
tren der Geldhäuser nach dem
vermeintlichen Steuersünder.

Der Betroffene wird infor-
miert, damit die Rechtmäßig-
keit jedes Kontenabrufs  ge-
richtlich überprüft werden
kann. Das Finanzamt erfährt
nur, bei welchem Kreditinsti-
tut ein bestimmter Steuer-
pflichtiger Konten oder De-
pots unterhält. Es erhält keine
Informationen über Konten-
stände oder -bewegungen.

Vermutlich werden die Fi-
nanzbehörden künftig mehr
als bisher nach verheimlich-
ten Konten fahnden: Die Ab-
fragen sollen im Spätsommer
2006 vollständig auf elektro-
nische Basis gestellt werden. 
http://dip.bundestag.de/btd/16/007/
1600774.pdf

Lebensmittelpreise 
Die Haushalte in Deutschland
geben für Nahrungsmittel –
im Verhältnis zum Einkom-
men – so wenig Geld aus wie
nie zuvor. Ein Haushalt gab
im Jahr 2005 durchschnittlich
11,7 Prozent des Einkommens
für Essen und Trinken aus.
1980 waren es noch 16,7 Pro-
zent, und vor 50 Jahren mus-
ste dafür sogar fast die Hälfte
des Einkommens ausgegeben
werden. 

Nach Angaben der EU-Kom-
mission müssen deutsche und
spanische Verbraucher im Ver-
gleich zu den Verbrauchern in
anderen „alten“ EU-Mitglied-
staaten am wenigsten für Le-
bensmittel aufwenden; am teu-
ersten sind Nahrungsmittel in
Irland.
www.bauernverband.de/
aktuelle_meldungen_2880.html

Geburten
Deutschland früheres DDR/

Bundesgebiet neue Länder

1950 1 116 701 812 835 303 866

1955 1 113 408 820 128 293 280

1960 1 261 614 968 629 292 985

1965 1 325 386 1 044 328 281 058

1970 1 047 737 810 808 236 929

1975 782 310 600 512 181 798

1980 865 789 620 657 245 132

1985 813 803 586 155 227 648

1990 905 675 727 199 178 476

1995 765 221 681 374 83 847

2000 766 999 655 732 111 267

2005* 685 000 - -

* geschätzt
Quelle: Statistisches Bundesamt
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„Die Politiker müssen zur Kinderfreundlichkeit beitragen. 
Ich fordere sie auf: Habt den Mut zu neuen Prioritäten! 
Senkt die Kita-Gebühren – oder noch besser: Schafft sie ganz ab!“
Ursula von der Leyen, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Dieser Sachverhalt ist er-
nüchternd: 2005 wurden
schätzungsweise 685 000
Kinder geboren. Das war die
geringste Geburtenzahl in
den vergangenen 60 Jahren.
Deutschland hat damit die
niedrigste Geburtenrate welt-
weit. 

2005 ist aber das Jahr mit
den bislang höchsten Aufwen-
dungen für Familien seit
Gründung der Bundesrepu-
blik. Hohe staatliche Ausga-
ben erhöhen die Geburtenrate
offensichtlich nicht. Ein Blick
ins Ausland bestätigt diesen
Befund: Frankreich gibt pro
Kopf der Bevölkerung weni-
ger zur Förderung von Kin-
dern und Familien aus als
Deutschland und hat trotz-
dem die zweithöchste Gebur-
tenrate in Europa.

Vereinbarkeit von
Beruf und Familie
Wird bei Frauen nach dem
Grund ihrer Kinderlosigkeit
gefragt, zeigt sich, dass häu-
fig nicht das Geld, sondern
die Möglichkeit zur Kinderbe-
treuung fehlt. Eine Untersu-
chung des Bundesministeri-
ums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend hat erge-
ben, dass rund 1,5 Millionen
Mütter gern mehr arbeiten
würden, aber keinen Betreu-
ungsplatz für ihre Kinder fin-
den. Die Erfahrung dieser
Mütter hat sich offenkundig
herumgesprochen. Sie vor al-
lem bewirkt, dass weniger
Kinder geboren werden. 

Für den Staat – zumal für
den Bund – ist es nicht leicht,
hier Abhilfe zu schaffen. Die
Nachfrage nach Kinderbe-
treuung schwankt je nach Re-
gion. In ländlichen Gebieten
ist sie geringer als in Bal-

lungsgebieten. Deshalb wer-
den an einigen Orten Kinder-
gärten geschlossen, während
sie an anderen Orten, vor al-
lem in Großstädten, fehlen.

Seit 1998 besteht in
Deutschland für jedes Kind
ab drei Jahren Anspruch auf
einen Kindergartenplatz mit
einer vierstündigen Betreu-
ung. Auch das hatte keinen
Einfluss auf die Geburtenra-
te, weil auch hier die Verein-
barkeit von Beruf und Kinder-
erziehung unzureichend be-
rücksichtigt wird: Bis ein
Kind drei Jahre alt ist, muss
ein Elternteil die Berufstätig-
keit einschränken oder aufge-
ben. Besonders Arbeitnehmer
mit hoher Qualifikation fürch-
ten einen beruflichen Abstieg
und verzichten deshalb auf
Kinder. Die Aufhebung der
Gebühren für den Kindergar-
tenbesuch wird daran nichts
ändern.

Bildungsstätte
Kindergarten
Die aktuellen Probleme im
Bereich der schulischen Bil-
dung verlangen ultimativ,

dass der Bildungsauftrag
schon in den Kindergärten
wahrgenommen wird. Vor-
aussetzung dafür ist, dass
möglichst viele Kinder den
Kindergarten besuchen. Die
Situation heute ist jedoch,
dass schätzungsweise ein
Drittel aller Kinder aus nie-
drigen Einkommensschichten
nicht in den Kindergarten ge-
hen, darunter besonders viele
Migrantenkinder. In ihrer
Schullaufbahn sind diese Kin-
der wegen mangelnder
Sprachkenntnisse benachtei-
ligt. Sie kompensieren das
oftmals durch körperlichen
Einsatz und Gewalt gegen
Mitschüler und Lehrer.

Im Koalitionsvertrag heißt
es: „Betreuungskosten dürfen
Eltern nicht davon abhalten,
den Kindern den Besuch ei-
nes Kindergartens und eine
gute Förderung zu ermög-
lichen.“ Die Anforderung,
auch Kinder einkommens-
schwacher Eltern im Kinder-
garten zu fördern, wird zur
Zeit aber bereits durch sozial
gestaffelte Kindergartenge-
bühren erfüllt. Wer wenig
verdient, zahlt nur eine gerin-
ge oder gar keine Gebühr. 

Mehr Qualität statt
mehr Quantität
Es ist deshalb nicht zu erwar-
ten, dass die Abschaffung der

Kindergartengebühren zu ei-
nem stärkeren Kindergarten-
besuch durch Kinder von Ein-
kommensschwachen oder Mi-
grantenfamilien führt. Das
Problem liegt vielmehr in der
mangelnden Attraktivität der
Kindergärten für diesen Per-
sonenkreis.

Etwas anderes kommt hin-
zu: Wenn Kinder im Kinder-
garten für das Schulleben „fit
gemacht“ werden sollen, müs-
sen die Kindergärten über
entsprechend qualifiziertes
Personal und Ausstattung
verfügen. Laut Kinder- und
Jugendbericht 2005 der
Bundesregierung bestehen
hier jedoch große Mängel. 

Der Bericht bewertet die
„gegebene pädagogische Qua-
lität in den Einrichtungen“
als unbefriedigend. Er sagt,
mit dem Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz und
der daraus erfolgten Zunah-
me der Kindergartenplätze in
den neunziger Jahren „ging
eine Lockerung kostenträchti-
ger Qualitätsstandards ein-
her“. Die Länder und Gemein-
den haben zugunsten der
Quantität auf Qualität ver-
zichtet. Demnach gilt es,
mehr als bisher auf die Aus-
bildung des Kindergartenper-
sonals und die Lerninhalte zu
achten.

Kinderbetreuung
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Staatliche Kinderförderung
Geplante Direktzahlungen in Milliarden E

2006 2007 2008

Kindergeld 34,60 34,60 34,60

Kinderzulagen bei Eigenheim 3,01 2,36 1,92

Erziehungsgeld* 2,83 2,80 2,78

Gesamt 40,44 39,76 39,30

* ab 2007 „Elterngeld“
Quelle: Bundesministerium der Finanzen/Bundestags-Drucksache 16/677



Vollbeschäftigung
Nach vorläufigen Ergebnissen
des Statistischen Bundesamtes
haben im Jahr 2005 rund
559 200 Jugendliche einen
neuen Ausbildungsvertrag ab-
geschlossen; das sind 2,2 Pro-
zent weniger als im Vorjahr.
Damit setzt sich der seit dem
Jahr 2000 anhaltende Ab-
wärtstrend fort. Trotzdem wer-
ten Bundesregierung und
Wirtschaft den so genannten
„Ausbildungspakt“ als Erfolg
und wollen ihn um drei Jahre
verlängern.

Gegenüber dem Jahr 2000
gab es 2005 rund zehn Prozent
weniger neue Ausbildungsver-
träge mit Schulabgängern, aber
rund drei Prozent mehr Absol-

Grenze 2006 zum fünften Mal
in Folge verfehlen.

Abgesehen davon hat die
Bundesregierung wohl das
Ziel aufgegeben, ohne Neuver-
schuldung auszukommen. Der
Amtsvorgänger von Stein-
brück hatte einst angekündigt,
2006 werde Schluss mit jeg-
licher Neuverschuldung sein.

Eigenverantwortung
Die rund 20 Millionen Rentner
in Deutschland müssen nach
drei Renten-Nullrunden in Fol-
ge auch im nächsten und über-
nächsten Jahr auf steigende
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„Man kann sagen, dass drei Qualitäten 
vornehmlich entscheidend sind für die Politiker: 
Leidenschaft – Verantwortungsgefühl – Augenmaß.“
Max Weber
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Die Soziale Marktwirtschaft im April 2006
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

venten von allgemeinbildenden
Schulen. Standen im Jahr 2000
rein rechnerisch 100 Schulab-
gängern noch 66 Ausbildungs-
anfänger gegenüber, waren es
2005 nur noch 58, die einen
Ausbildungsplatz erhielten.
Insgesamt sind zur Zeit rund
1,55 Millionen Jugendliche in
einer Berufsausbildung.

Geldwertstabilität 
Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück plant, die Neuver-
schuldung des Bundes bis
zum Jahr 2009 auf 20 Milliar-
den ¤ zu drücken. In diesem
Jahr rechnet er noch mit rund
38 Milliarden ¤ neuen Schul-
den – dies aber nur, wenn das
von der Bundesregierung im
März verabschiedete Wachs-
tumsprogramm über 25 Milli-
arden ¤ genügend Wirkung
entfaltet und 2006 so viel
Steuern eingenommen werden
wie prognostiziert.

Der Bundesfinanzminister
will dann 2007 einen Haushalt
vorlegen, mit dem zumindest
die Defizitgrenze des EU-Sta-
bilitätspakts von drei Prozent
des Bruttoinlandsproduktes
eingehalten wird. Auf jeden
Fall wird Deutschland diese

Renten verzichten: Der Ren-
tenversicherungsbericht 2005
der Bundesregierung sieht bis
einschließlich 2008 keine Ren-
tenerhöhungen vor.  In den
Jahren danach sind zumindest
kleinere Erhöhungen nicht
ausgeschlossen.

Einkommenszuwächse im
Alter wird es künftig wohl nur
noch für diejenigen geben, die
auf eine zusätzliche eigenstän-
dige Altersvorsorge setzen. Ei-
ner Umfrage der Postbank zu
Folge haben Berufstätige kon-
krete Vorstellungen, wie hoch
ihre Rente sein sollte: Im
Durchschnitt aller Befragten
ergibt sich ein wünschenswer-
tes Alterseinkommen von
knapp 2 100 ¤ im Monat.

I N D E X
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Ausbildungsplätze
Anzahl Änderung

zu 2004

Industrie/Handel 319 100 -0,1 %

Handwerk 162 900 -4,8 %

Freie Berufe 43 100 -4,6 %

Landwirtschaft 15 400 -1,7 %

Öffentl. Dienst 14 000 -9,0 %

Hauswirtschaft 4 300 -12,1 %

Seeschifffahrt 300 42,7 %

Gesamt 559 200 -2,2 %

Quelle: Statistisches Bundesamt

Finanzpolster
Auf die Frage „Wie viel Geld werden
Sie im Ruhestand benötigen?“
antworteten von den Befragten:

bis 1 499 E 17 %

1 500 E bis 1 999 E 25 %

2 000 E bis 2 499 E 23 %

2 500 E bis 2 999 E 10 %

3 000 E bis 3 499 E 4 %

3 500 E und mehr 4 %

keine Vorstellungen 17 %

Quelle: Postbank
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